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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 16. August, 10.30 Uhr, Neue Messe München,

Messegelände, Halle A5 (Räume A51/A52)

Bürgermeister Hep Monatzeder spricht auf der ISPO Bike Grußworte an-
lässlich einer Informationsveranstaltung der Arbeitsgemeinschaft fahrrad-
freundliche Kommunen in Bayern e.V.. Themen werden die Entwicklungen
im Bereich des Elektrofahrrads, die Bedeutung der Elektromobilität im
Radverkehr sowie das „Bayernnetz für Radler“ sein.

Montag, 20. August, 10 Uhr, Gollierstraße 75

Stadträtin Ulrike Boesser (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Auguste
Junge im Namen der Stadt zum 103. Geburtstag.

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 21. August, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Goldener Hirsch“, Renatastraße 35 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 9 (Neuhausen - Nymphenburg).

Dienstag, 21. August, 19.30 Uhr, Gaststätte „Gartenstadt“,

Naupliastraße 2 (barrierefrei – über Wirtsgarten)

Sitzung des Bezirksausschusses 18 (Untergiesing - Harlaching).

Mittwoch, 22. August, 19 Uhr,

Gaststätte „Bayerisches Schnitzel- und Hendlhaus“,

Limesstraße 63 (barrierefrei)

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen -
Langwied) mit dem Vorsitzenden Dr. Josef Assal.

Mittwoch, 22. August, 19.30 Uhr,

Gaststätte „Bayerisches Schnitzel- und Hendlhaus“,

Limesstraße 63 (barrierefrei)

Sitzung des Bezirksausschusses 22 (Aubing - Lochhausen - Langwied).
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Meldungen

OB Ude gratuliert Max Weinhold zur Goldmedaille im Hockey

(14.8.2012) Oberbürgermeister Christian Ude gratuliert Max Weinhold zur
errungenen Goldmedaille: „Im Namen des Stadtrats der Landeshaupt-
stadt München und persönlich gratuliere ich Ihnen sehr herzlich zur Gold-
medaille im Hockey bei den Olympischen Spielen in London.
Ihre Paraden als Torwart im Spiel gegen Australien machten den Einzug
ins Finale erst möglich. Im Spiel gegen die Niederlande stellten Sie Ihr
enormes Reaktionsvermögen erneut unter Beweis. So verhinderten Sie
ein frühes Gegentor und konnten bis zum Schluss den Ausgleich verhin-
dern. Seit 2003 spielen Sie in der Hockey-Nationalmannschaft, mit der Sie
bereits 2008 in Peking Gold gewannen. Auch die Champions Trophy, sowie
die Hallenwelt- und Europameisterschaft können Sie bereits auf Ihrem
Erfolgskonto verbuchen.
Ich freue mich sehr, dass ein so erfolgreicher Hockey-Torhüter seine Wur-
zeln beim Münchner SC hat. Der heutigen Presse entnehme ich, das Lon-
doner Finale sei Ihr letzter Auftritt als Nationaltorhüter gewesen. Ein schö-
neres Abschiedsgeschenk hätte es nicht geben können.
Nochmals herzlichen Glückwunsch!“

Lions Club München Cuvilliés engagiert sich mit Löwenherz für

Münchner Kinder

(14.8.2012) Bereits zum 20. Mal wurde das Benefiz-Golfturnier des Lions
Clubs München Cuvilliés zugunsten von Münchner Kindern ausgetragen –
und das mit enormem Erfolg: Über 33.000 Euro erspielten die Teilnehmer.
Der Betrag kommt in vollem Umfang dem gemeinsamen Patenprojekt
des Sozialreferates der Landeshauptstadt München und des Hilfswerks
des Lions Clubs München Cuvilliés „Ein Löwenherz für unsere Münchener
Kinder®“ zu Gute.
„Ein Löwenherz für unsere Münchener Kinder®“ hat es sich zur Aufgabe
gemacht, Münchner Kinder, die von Armut und sozialer Ausgrenzung
betroffen sind, tatkräftig und engagiert zu unterstützen. Von Armut betrof-
fene Kinder haben oftmals geringere Möglichkeiten der persönlichen
Entwicklung und verminderte Bildungs- und Berufschancen – dem möchte
das Patenprojekt bei dem von ihm betreuten Kindern entgegenwirken.
Seit Projektbeginn im Juli 2011 konnten bereits 40 ehrenamtliche Patinnen
und Paten gewonnen werden, die sich zum Teil mehrmals in der Woche für
insgesamt 80 Kinder engagieren. Mit ihrem Einsatz unterstützen sie ihre
Patenkinder beim „Lernen lernen“, erleben mit ihnen sinnvolle und interes-
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sante Freizeitmöglichkeiten und unterstützen sie bei allen Fragen des kind-
lichen Alltags. Durch pädagogische Projekte wie zum Beispiel „Tiergestütz-
te Therapie“ verlieren Kinder zunehmend ihre Versagensängste in der
Schule, nehmen (wieder) regelmäßig am Unterrichtsgeschehen teil, und
die Verbesserung der schulischen Leistungen zeigt sich in guten bezie-
hungsweise sehr guten Noten. Hier aktiv zu helfen, ist für den Lions Club
München Cuvilliés eine Herzensangelegenheit.
Weitere Information unter: www.loewenherz-muenchen.org.
Achtung Redaktionen: Fotos vom Golfturnier können unter
sozialreferat.presse@muenchen.de angefordert werden.

Deutsch-Ukrainische Summer School „München – Kiew 1941/45“

(14.8.2012) Vom 20. bis 26. August empfängt das Stadtarchiv München
eine Studenten-Gruppe aus der Münchner Partnerstadt Kiew. Die Gäste
aus Kiew treffen im Rahmen einer Deutsch-Ukrainischen Summer School
„München – Kiew 1941/45. Zwei Städte, eine Geschichte?“ zu Gesprä-
chen, Workshops und Vorträgen mit Münchner Studentinnen und Studen-
ten zusammen. Die von der Landeshauptstadt München (Stadtarchiv
München sowie Sozialreferat), der Taras Shevchenko National University
of Kyiv und der Ludwig-Maximilians-Universität München erstmals veran-
staltete Summer School richtet sich als interdisziplinäres Projekt an Stu-
dierende beider Städte.
Leitgedanke der Summer School ist die Auseinandersetzung mit der Erin-
nerungskultur an die Opfer der totalitären Regime in Deutschland und der
Ukraine 1941/45. Gemeinsame Workshops, Vorträge und Exkursionen in
München und Kiew werden den Teilnehmern Gelegenheit zu einem intensi-
ven Fachdiskurs über gemeinsame Aspekte der jeweiligen Landes- und
Stadtgeschichte geben. Die vielfältigen historischen Berührungspunkte
zwischen Deutschland und der Ukraine bieten sich als Ausgangspunkt für
differenzierte Diskussionen über die unterschiedlichen nationalen Erinne-
rungskulturen an. Ziel der Begegnungen ist ein nachhaltiger Gedankenaus-
tausch über die gemeinsame Geschichte, ihre weitreichenden Verwerfun-
gen und Nachwirkungen.
Im Rahmen der Deutsch-Ukrainischen Summer School  finden zwei öffent-
liche Veranstaltungen im Stadtarchiv München, Winzererstraße 68, statt:
„Der Zweite Weltkrieg als Topos der deutschen und ukrainischen

Erinnerungskultur“ – Abendvortrag

Am Dienstag, 21. August, 19 Uhr, hält PD Dr. Tanja Penter, Helmut-
Schmidt-Universität der Bundeswehr, Hamburg, einen Abendvortrag mit
dem Titel „Der Zweite Weltkrieg als Topos der deutschen und ukrainischen
Erinnerungskultur“. Eingeführt wird in die Veranstaltung von Dr. Lou Boh-
len, Zentrum für Osteuropastudien, München.

http://www.loewenherz-muenchen.org
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„Zwischen Holocaust und Holodomor: Erinnerungskulturen in

Deutschland und in der Ukraine“ – Öffentliche Podiumsdiskussion

Am Freitag, 24. August, 19.30 Uhr, diskutieren Dr. Gabriele Hammermann,
KZ-Gedenkstätte Dachau, und Dr. Alexander Ivanov, Taras Shevchenko
National University of Kyiv, mit Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sum-
mer School zum Thema „Zwischen Holocaust und Holodomor: Erinne-
rungskulturen in Deutschland und in der Ukraine“.  Moderiert wird die Dis-
kussion von Lena Balun, München.
Der Eintritt zu beiden Veranstaltungen ist frei. Gefördert wird die Summer
School „München – Kiew 1941/45. Zwei Städte, eine Geschichte?“ von der
Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“(www.stiftung-evz.de).
Kontakt: Dr. Andreas Heusler, Stadtarchiv München, Telefon: 2 33-3 08 15,
E-Mail: andreas.heusler@muenchen.de.

Abendöffnung in der Artothek

(14.8.2012) Am Donnerstag, 16. August, 20.30 Uhr, gibt es in der Artothek,
Rosental 16, zur Dia- und Soundinstallation von Maria und Neda Ploskow
„Dinge, die die Welt erklären“ eine Abendöffnung, da die in der Ausstel-
lung gezeigten Projektionen in der Dunkelheit besonders zur Geltung kom-
men.
Die beiden Künstlerinnen und Schwestern Maria und Neda Ploskow zei-
gen mit ihrer mehrteiligen mit Sound unterlegten Diaprojektion ihre Sicht
auf eine komplexe, systemische Gedankenwelt . Mit ihren als Modulsy-
steme angelegten Computerzeichnungen entwickeln sie eine zum Teil bild-
nerisch ins Absurde ausufernde Formensprache, bei der die Medien Licht
und Ton zu einem intensiven Raum verdichtet werden.
Die Ausstellung „Dinge, die die Welt erklären“ ist  noch bis 1. September
in der Artothek & Bildersaal, Rosental 16, Mittwoch und Freitag 14 bis 18
Uhr, Donnerstag 14 bis 19.30 Uhr und am Samstag von 9 bis 13 Uhr zu
besichtigen. Der Eintritt ist frei. Nähere Informationen unter:
www.muenchen.de/artothek oder www.mariaploskow.com.

NACH[T]KLANG 2: Konzert im signalraum

(14.8.2012) Am Freitag, 17. August, 22 Uhr, gibt es im Münchner Einstein-
Keller MUG, Einsteinstraße 42, ein Konzert der Sonderklasse mit Adam
Parkinson aus Newcastle/England, zur Zeit Stipendiat im internationalen
Künstlerhaus Villa Waldberta.
Der Musiker hat ein Verfahren entwickelt, Handys als Musikinstrumente
zu verwenden. Er benutzt dabei die spezifischen Sensoren der Geräte, um
Bewegungen in Sound zu übersetzen und nimmt über den Touchscreen in
Echtzeit Soundmanipulationen vor. Im Münchener Einstein-Keller/signal-

http://www.stiftung-evz.de
http://www.muenchen.de/artothek
http://www.mariaploskow.com
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raum präsentiert er seine Arbeit. Mit dem Weilheimer Saxofonisten und
Echopreisträger Johannes Enders und dem Erlanger Pianisten Klaus Treu-
heit (SWR Jazzpreis, Neuer Deutscher Jazzpreis) trifft der elektronische
Künstler aus England auf analoge Könner aus Bayern – ein sicherlich span-
nendes musikalisches Experiment. 
Adam Parkinson hat an der Universität in Newcastle über Forschungen zu
neuen Musiktechnologien promoviert und seither Workshops in Berlin,
Wien, Helsinki und Bergen darüber abgehalten, wie diese neuen Technolo-
gien kreativ für Klangkunst genutzt werden können. Als Hochschullehrer
ist er an der Universität in Newcastle im Bereich Philosophie und Kultur-
theorien der Musik tätig. signalraum ist ein interdisziplinäres Projekt für
Klangkunst und Neue Medien, das Musikern und Künstlern in München
ein Forum bietet, gemeinsam ästhetische Konzepte zu entwickeln und zu
präsentieren. Weitere Informationen unter www.signalraum.de.

http://www.signalraum.de
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 14. August 2012

Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz

Anfrage Stadtrat Hans Podiuk (CSU) vom 30.5.2012

Antwort Stadtschulrat Rainer Schweppe:

In Ihrer Anfrage vom 30.05.2012 beziehen Sie sich auf Familien, die Kinder-
gartenplätze in Einrichtungen privater Träger erhalten haben. Sie stellen
fest, es sei bekanntermaßen für die Familien, die einen privaten Kinderbe-
treuungsplatz haben und in einen städtischen Kindergarten wechseln
möchten, besonders schwer, dort einen Platz zu bekommen.

Zu Ihren im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

In dem offiziellen Kindergarten-Absageformular der Landeshauptstadt
München steht, dass man sich nur unter der Voraussetzung, „dass man
keinen Platz in einer anderen Kindertageseinrichtung erhalten hat“ bis zum
01.06. des Jahres zurückmelden darf, um dann weiterhin auf der Vormerkli-
ste zu verbleiben.
Bedeutet diese Regelung, dass Eltern, deren Kinder in einer privaten Kita
versorgt werden, sich nicht zurückmelden dürfen und damit automatisch
nicht weiter auf der Vormerkliste stehen? Auf welcher Rechtsgrundlage
beruht ggf. die Ablehnung der Rückmeldung und damit der Ausschluss aus
dem Vormerkverfahren?

Antwort:

Das Referat für Bildung und Sport geht davon aus, dass Eltern ihre Kinder
ausschließlich in Einrichtungen anmelden, wo sie einen zugesagten Platz
auch sinnvoll in Anspruch nehmen können und wollen. In aller Regel er-
lischt folglich durch die Zusage eines Platzes in einer Einrichtung der
Wunsch, in anderen Einrichtungen weiterhin auf der Warteliste geführt zu
werden. Auf dieser Basis beruht die von Ihnen erwähnte Formulierung im
Absage-Formblatt. Es steht dort aber nicht, wie in der von Ihnen gewähl-
ten Formulierung wiedergegeben, dass man sich „nur“ zurückmelden
„darf“, wenn man keinen anderen Platz erhalten hat. Eine solche Ableh-
nung der Rückmeldung und damit ein Ausschluss aus dem Vormerkver-
fahren ist in der städtischen Kooperationseinrichtungs- und Kindertages-
stättensatzung nicht vorgesehen.
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Die Folge einer seitens der Eltern nicht erfolgenden Rückmeldung wird im
Absageformblatt klar benannt: Es wird dann davon ausgegangen, dass
auf eine weitere Vormerkung verzichtet wird. Dieses Vorgehen dient dazu,
die Wartelisten der Einrichtungen zu bereinigen, damit frei werdende Plät-
ze im Nachrückverfahren zielgenau und rasch Familien angeboten werden
können, die noch nicht mit einem Platz versorgt sind.

Es ist gängige Praxis vieler Eltern, ihre Kinder auch dann in einem städti-
schen Kindergarten anzumelden, wenn diese bereits eine Einrichtung ei-
nes anderen Trägers besuchen. Diese Anmeldungen werden selbstver-
ständlich entgegengenommen und bearbeitet und die Kinder ohne Rück-
sicht auf die schon bestehende Versorgung mit einem Platz in das sat-
zungsgemäße Vergabeverfahren einbezogen. Es ist folglich für diese El-
tern nicht ausgeschlossen und auch nicht schwieriger als für andere El-
tern, einen Platz in einer städtischen Einrichtung zu bekommen.

Frage 2:

Die Gebühren in privaten Einrichtungen sind in der Regel erheblich höher
als in den städtischen Einrichtungen. Wie verfährt die Landeshauptstadt
München aktuell mit Erstattungsanträgen auf die Gebührendifferenz zwi-
schen städtischen und privaten Einrichtungen? Wie wird zukünftig verfah-
ren und welcher Verfahrensweg ist vorgesehen?

Antwort:

Die Gebühr, die Eltern in einer privaten Einrichtung zu bezahlen haben,
muss auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe übernommen werden, wenn die Belastung dem Kind oder dem Ju-
gendlichen und seinen Eltern nicht zuzumuten ist (§ 90 SGB VIII). Für die
Feststellung, ob die Voraussetzungen der Kostenübernahme vorliegen, ist
das Stadtjugendamt – Wirtschaftliche Jugendhilfe zuständig. Die Eltern
können sich im Bedarfsfall dort hinwenden. Dies wird den Eltern, die in
meinem Referat entsprechend anfragen, von der Abteilung KITA auch mit-
geteilt.

Nach Bayerischem Landesrecht sind auch Einrichtungen von Trägern, die
weder Kommunen noch Träger der freien Jugendhilfe sind, zur Deckung
des Bedarfs an Kinderbetreuungsplätzen geeignet. Im Bayerischen Kinder-
bildungs- und -betreuungsgesetz ist hierbei keine Obergrenze der von den
Eltern zu entrichtenden Entgelte festgelegt. Da Beträge, die den Eltern un-
ter Berücksichtigung ihrer finanziellen Situation nicht zugemutet werden
können, von der wirtschaftlichen Jugendhilfe übernommen werden, wird
derzeit davon ausgegangen, dass Eltern zur Deckung des Bedarfs auf alle
bedarfsanerkannten freien Plätze in München verwiesen werden können.
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Lärmbelästigung statt Musik – musste das sein?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 5.6.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Herr Oberbürgermeister Ude hat mir Ihre Anfrage vom 05.06.2012 zur
Beantwortung überlassen.

Inhaltlich teilten Sie folgendes mit:

„Während des Konzerts von Paul Kalkbrenner auf dem Königsplatz am
Sonntag, 03.06., beschwerten sich laut Berichten der Lokalpresse offenbar
ungewöhnlich viele Münchner über Lärmbelästigung. Rund 250 Beschwer-
den sollen bei Polizei und KVR eingegangen sein, wobei insbesondere die
weittragenden Bässe noch in größerer Entfernung als penetrant und stö-
rend empfunden wurden. Auch in diesem Fall waren dem Konzertveran-
stalter vom Kreisverwaltungsreferat Lärmschutzauflagen nach der bun-
desweit gelt+enden Immissionsschutzverordnung gemacht worden. Hier
stellen sich Fragen.“

Hierzu haben Sie im Einzelnen folgende Fragen gestellt, die nach Beteili-
gung des Referats für Gesundheit und Umwelt wie folgt beantwortet wer-
den:

Frage 1:

Inwieweit sehen die Immissionsschutzvorschriften Regelungen für be-
stimmte Frequenzbereiche vor?

Antwort:

In Bayern erfolgt die Beurteilung von Veranstaltungen nach der Sportanla-
genlärmschutzverordnung - 18. BImSchV.

Immissionsrichtwerte für verschiedene Frequenzbereiche sind hier nicht
vorgesehen.

Frage 2:

Laut Tagespresse besagte eine der Auflagen des KVR, „daß ein Sachver-
ständiger an der Arcisstraße prüft, ob die Lärmschutzregeln eingehalten
werden“ (http://www.sueddeutsche.de/muenchen/beschwerden-nach-kalk-
brenner-auftrittwummern- im-wind-1.1374351). Erfolgte diese Prüfung für
die gesamte Dauer des Konzerts oder in bestimmten Zeitintervallen? Wo
sind die Ergebnisse der Prüfung festgehalten? Welche Ergebnisse liegen
vor?

http://www.sueddeutsche.de/muenchen/beschwerden-nach-kalkbrenner-auftrittwummern- im-wind-1.1374351
http://www.sueddeutsche.de/muenchen/beschwerden-nach-kalkbrenner-auftrittwummern- im-wind-1.1374351
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Antwort:

Die Messungen waren laut Erlaubnisbescheid während der gesamten Ver-
anstaltung (inkl. Soundchecks) durchzuführen und zu dokumentieren.

Der Messbericht des Sachverständigen liegt zwischenzeitlich vor. Dem
Bericht ist zu entnehmen, dass der vorgegebene Halbstundenmittelwert
von 87 dB(A) + 3 dB(A) Messabschlag lediglich in einem Messintervall von
einer halben Stunde um 0,8 dB(A) überschritten war.

Ursächlich für die vielen Beschwerden bei diesem Konzert ist aber der
hohe Anteil tieffrequenter Geräusche. Hierfür wurde keine Begrenzung
vorgesehen. Dies war bisher – seit 1999 werden die Pegelvorgaben bei
verschiedenen Rock- und Klassikkonzerten im Olympiastadion und auf
dem Königsplatz durch Sachverständige überprüft – auch nicht notwendig.

Frage 3:

Wurde die Einhaltung der Lärmschutzauflagen nur an der Arcisstraße oder
zusätzlich an weiteren Stellen im Stadtgebiet vorgenommen?

Antwort:

Überprüfungen durch den Sachverständigen finden gemäß den Auflagen
des Erlaubnisbescheids nur an einem Referenzmesspunkt im Eingangsbe-
reich Arcisstraße statt.

Frage 4:

Bei welchen weiteren akustischen Großereignissen im Stadtgebiet kam
es in den letzten fünf Jahren zu gehäuften Beschwerden wegen Lärmbelä-
stigung bei Polizei und/oder KVR?

Antwort:

Dem Kreisverwaltungsreferat liegen Erkenntnisse über gehäufte Be-
schwerden in den letzten fünf Jahren lediglich bei zwei Konzerten (2007
und 2009) im Olympiastadion vor.
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Linke Flaggendiebstähle während der EM – auch in München?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 13.6.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihre Anfrage vom 13.06.2012 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermei-
ster Ude in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Beantwortung
zugeleitet.

Ihrer Anfrage schicken Sie folgenden Sachverhalt voraus:

„In mehreren deutschen Städten rufen linksextreme Kreise seit Beginn
der Fußball-EM wieder zur Entwendung und Zerstörung von Deutschland-
fahnen sowie schwarzrot-goldenen Auto-Spiegelüberziehern auf. Unter
dem Motto „capture the flag“ werden auf einschlägigen Internetseiten
Gebrauchsanweisungen („Gewußt wie – Techniken und Kniffe für das
Fähnchenfangen“) sowie Autofähnchen-„Ersatz-Flyer“ zum Ausschneiden
angeboten. „Bild“ berichtete: „Sie legen Rohrbomben, zünden Autos an,
besetzen Häuser. Und jetzt haben sie auch noch die Jagd auf unsere
Deutschland-Fähnchen eröffnet! Pünktlich zur Fußball-Europameister-
schaft (...) rufen Berliner Autonome zum stadtweiten Flaggen-Klau auf.“
(„Bild“/Berlin, 10.06.2012). Hier stellen sich Fragen:“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen teilen wir Ihnen Folgendes mit:

Frage 1:

[Erst nach der EM zu beantworten:] Wurden von Polizei und/oder KVR auch
in München Fälle von Fahnen-Diebstahl registriert? In welchem Umfang?

Frage 2:

Wurde die Öffentlichkeit von der Münchner Polizei ggf. vor einschlägigen
linksextremen Aktionen gewarnt? Wenn nicht, warum nicht?

Frage 3:

In welchem Umfang wurden in der LHM ggf. Ermittlungen gegen Fähn-
chendiebe eingeleitet?
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Antwort zu Frage 1 - 3:

Die von Ihnen gestellten Fragen betreffen ausschließlich Angelegenheiten,
die in den Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums München fallen.

Mangels eigener Zuständigkeit des Kreisverwaltungsreferates kann eine
Beantwortung Ihrer Fragen nur durch das Polizeipräsidium München vorge-
nommen werden.
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Aktuelle mifm-Umfrage: jede Menge offene Fragen

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 19.6.2012

Antwort Bürgermeisterin Christine Strobl:

Ihrer Anfrage vom 19.6.2012 haben Sie folgenden Sachverhalt vorausge-
schickt:

„Per Presseerklärung und Mitteilung in der „Rathaus Umschau“ berichtete
die Stadt jüngst über die Ergebnisse einer aktuellen Umfrage des Münch-
ner Instituts für Marktforschung (mifm). Dabei waren – laut Angaben des
Instituts – rund 1.100 Bürger aus Stadt und Region zu verschiedenen The-
men befragt worden, u.a. zum Bekanntheitsgrad von Münchner Politikern
und zu den „wichtigsten Problemen in der Stadt“. Ergebnisse und Frage-
stellungen der Umfrage werfen – soweit vom mifm mitgeteilt – Fragen
auf.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie werden die „wichtigsten Probleme in der Stadt“ vom mifm ermittelt?
Folgt man den „Erklärungen“ des mifm im einschlägigen PDF-Dokument,
so stößt man dort lediglich auf 17 „Fragebogentexte“ (z.B. „Abbau der
Lärmbelästigung“, „Ausbau öffentlicher Verkehrsmittel“ etc.), die den Ein-
druck erwecken, als seien sie den Interviewpartnern vom mifm – oder
vom städtischen Presse- und Informationsamt als Auftraggeber der Um-
frage – vorgegeben. Auf welche Weise können andere bzw. zusätzliche
„Probleme“ über die vorgegebenen hinaus von den Interviewpartnern
oder auf anderem Wege thematisiert und als „wichtig“ bewertet werden?
Zu denken ist etwa an Problemfelder wie „Islamisierung“, „Überfremdung“,
„Ausländeranteil an Münchner Schulen“, „Ausländerkriminalität“ etc. In-
wieweit ist ggf. daran gedacht, diese und andere Problemfelder bei künfti-
gen Umfragen ebenfalls abzufragen? Wenn nicht, warum nicht?

Antwort:

Abgefragt werden die wesentlichen kommunalpolitischen Aufgabenfelder.
Durch die Abfrage eines konstanten Sets an Problemfeldern können Zeit-
reihen gebildet werden, die die langfristige Entwicklung der Bewertung
durch die Befragten abbilden. Eine Ausweitung der thematisch ohnehin
schon sehr breit aufgestellten Umfrage – abgefragt werden die Themenfel-
der Wohnungsbau, Erhalt preiswerten Wohnraums und Mieterschutz, Kin-
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derbetreuung und Ganztagsschulen, Sicherheit, Lärmbelästigung und Luft-
verschmutzung, Öffentlicher Nahverkehr und Verkehrsberuhigung, Integra-
tion von Ausländern, Arbeitsplätze, Gewerbeansiedlung und städtische
Finanzen, Daseinsvorsorge, Müllentsorgung, Grün- und Erholungsflächen
sowie Energie-Sparmaßnahmen – würde zusätzliche Kosten generieren.
Eine Abfrage parteipolitisch oder ideologisch motivierter Themenkomplexe
scheidet grundsätzlich aus.

Frage 2:

Nach welchen Kriterien werden die vom mifm abgefragten „Stadtpoliti-
ken“ in der Umfrage „Zufriedenheit mit städtischen Angeboten“ ermittelt?
Auch hier werden offenbar nur neun vorgegebene „Stadtpolitiken“ abge-
fragt (z.B. „Wirtschaftspolitik der Stadt“, „Angebot und Betrieb U-Bahn,
Bus Tram“ etc.), während andere Themen und Angebotsfelder ausgeblen-
det scheinen, etwa die Zufriedenheit mit der Münchner Polizei oder der
Feuerwehr, die Erreichbarkeit städtischer Stellen u.a.

Antwort:

Die Abfrage der allgemeinen Zufriedenheit mit städtischen Angeboten ist
als regelmäßige Arbeits- und Orientierungshilfe für die jeweils zuständigen
städtischen Stellen gedacht. Eine wesentlich detailliertere Befragung zur
Zufriedenheit mit den Serviceangeboten der Stadtverwaltung ist die Bür-
gerumfrage, die das Direktorium etwa alle zwei Jahre in Auftrag gibt und
deren Ergebnisse zuletzt im Verwaltungs- und Personalausschuss am
30.03.2011 bekannt gegeben wurden. Angebote von Referaten, die die un-
terjährige Möglichkeit der mifm-Umfragen nicht wahrnehmen wollen, wer-
den deshalb aus Kostengründen auch nicht abgefragt.

Frage 3:

Wie werden die den genannten mifm-Umfragen zugrundeliegenden Indika-
toren gewonnen bzw. weiterentwickelt? (Siehe dazu vergleichsweise: Bun-
desministerium für Bildung und Forschung (Hg.), Indikatorenentwicklung
für den nationalen Bildungsbericht ´Bildung in Deutschland´. Grundlagen,
Ergebnisse, Perspektiven (= Bildungsforschung, Bd. 33), Bonn-Berlin 2010,
insbes. S. 27 ff., Quelle: http://www.bmbf.de/pub/
bildungsforschung_band_dreiundreissig.pdf).

Antwort:

Die genannten Umfragen erheben nicht den wissenschaftlichen Anspruch
einer umfassenden Erfassung und Beschreibung aller kommunalpoliti-
schen Handlungsfelder, sondern stellen repräsentativ ermittelte allgemei-

http://www.bmbf.de/pub/bildungsforschung_band_dreiundreissig.pdf
http://www.bmbf.de/pub/bildungsforschung_band_dreiundreissig.pdf
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ne Meinungsbilder zu ausgewählten Themen dar, die als Arbeits- und Ori-
entierungshilfen für eine kundenorientierte Stadtverwaltung gedacht sind
(vgl. Antworten zu Frage 1 und 2).

Frage 4:

Welche Kriterien legt das mifm bei der Auswahl der hinsichtlich ihrer „Be-
kanntheit“ untersuchten „Münchner Politiker“ zugrunde – dies vor dem
Hintergrund gefragt, daß für die Grünen als einzige der untersuchten Par-
teien nicht nur der Münchner Kreisvorsitzende und der/die Fraktionsvorsit-
zende im Rathaus, sondern darüber hinaus auch noch die Münchner Vor-
sitzende der parteinahen Jugendorganisation untersucht wurde? Warum
wurden nicht auch die Vorsitzenden der Jugendorganisationen der anderen
in Fraktionsstärke im Münchner Stadtrat vertretenen Parteien – SPD,
CSU, FDP – in die Befragung miteinbezogen, z.B. der Vorsitzende der
Münchner Jungen Union oder der Münchner Jusos?

Antwort:

In der Umfrage „Bekanntheit/Sympathie Münchner Politiker“ werden aus-
schließlich die Vorsitzenden der Stadtratsfraktionen sowie die Münchner
Vorsitzenden der im Stadtrat in Fraktionsstärke vertretenen Parteien abge-
fragt. Vorsitzende parteinaher Jugendorganisationen wurden und werden
nicht abgefragt.

Frage 5:

Warum wurden die nicht in Fraktionsstärke im Stadtrat vertretenen Partei-
en und Gruppierungen nicht bei der Befragung berücksichtigt – also weder
deren im Münchner Stadtrat vertretene Mandatsträger noch ihre Münch-
ner Kreis-/Stadtvorsitzenden?

Antwort:

Bei den abgefragten Politikerinnen und Politikern handelt es sich um die
wohl bekanntesten Akteure der Münchner Stadtpolitik. Eine Ausweitung
dieses Kreises scheidet schon aus Kostengründen aus.

Frage 6:

Warum wurden außer den örtlichen Parteivorsitzenden und den Fraktions-
vorsitzenden im Münchner Stadtrat keine weiteren Mitglieder des Münch-
ner Stadtrats hinsichtlich Bekanntheit und Sympathie untersucht? Inwie-
weit ist beabsichtigt, diesen Mangel bei künftigen der turnusmäßigen
mifm-Befragungen abzustellen? Wenn nicht, warum nicht?
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Antwort:

Vgl. Antwort zu Frage 5.

Frage 7:

Liegen neben den der Öffentlichkeit zugänglich gemachten Ergebnissen
der genannten mifm-Umfragen ggf. weitere, mehr ins Detail gehende oder
weitere Aspekte der Münchner Stadtpolitik berücksichtigende Untersu-
chungsreihen vor? Wo sind deren Ergebnisse ggf. einsehbar?

Antwort:

Vgl. Antwort zu Frage 2. Darüber hinaus führen die Fachreferate in eigener
Zuständigkeit Umfragen durch wie z. B. die Mietspiegel-Befragung des
Sozialreferats, die Bürgerinnen- und Bürgerbefragung des Planungsrefe-
rats oder die Umfrage des Sportamts im Rahmen der Sportentwicklungs-
planung, die in der Regel im Stadtrat bekannt gegeben und/oder ins Inter-
net eingestellt werden. Daneben beteiligen sich Fachdienststellen auch an
Umfragen Dritter, wie etwa das Tourismusamt am „Qualitätsmonitor
Deutschland Tourismus“, der von der Deutschen Zentrale für Tourismus und
der Europäischen Reiseversicherung durchgeführt wird. Eine Übersicht
bietet das Ratsinformationssystem unter den Stichworten „Befragung“
und „Umfrage“.

Frage 8:

Seit wann führt das genannte Marktforschungsinstitut mifm im Auftrag
des städtischen Presse- und Informationsamtes Umfragen durch? Was
qualifiziert das mifm für diese Aufgabe in besonderer Weise und ggf. mehr
als andere in der Region ansässige Marktforschungsinstitute für die regel-
mäßigen Umfragen über Stadtprobleme sowie Bekanntheits- und Sympa-
thiewerte von Münchner Politikern?

Antwort:

Die regelmäßigen halbjährlichen Umfragen werden seit 2009 durchgeführt.
Die Beauftragung der München Institut für Marktforschung GmbH (mifm)
zur Durchführung der genannten Umfragen erfolgt aufgrund eines Aus-
schreibungsverfahrens über die Vergabestelle 1, bei der dieses Institut als
der wirtschaftlichste Anbieter ermittelt wurde. Die Vergabe erfolgt jeweils
für ein Jahr mit der Option einer Verlängerung um ein weiteres Jahr. Da-
nach wird die Leistung erneut ausgeschrieben.
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Fahrraddiebstähle in München

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 25.6.2012

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle:

Ihre Anfrage vom 25.06.2012 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermei-
ster Ude in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Beantwortung
zugeleitet.

Ihrer Anfrage schicken Sie folgenden Sachverhalt voraus:

„In einigen Regionen Deutschlands, etwa in Nordrhein-Westfalen, ver-
zeichnen Polizei und Fahrradclub ADFC seit einiger Zeit steigende Zahlen
von Fahrraddiebstählen. In NRW lag die Zunahme innerhalb eines einzigen
Jahres (von 2010 auf 2011) immerhin bei 6,5 Prozent, bei einem Schaden
von 39 Millionen Euro. Weder ADFC noch Polizei haben bislang eine plausi-
ble Erklärung für diese Entwicklung. – Da sich die LHM einer besonders
tatkräftigen und engagierten Förderung des Radfahrens verschrieben hat,
ist die Frage nach der Münchner Vergleichssituation naheliegend.“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen teilen wir Ihnen Folgendes mit:

Frage 1:

Wie entwickeln sich die Zahlen der Fahrraddiebstähle in der LHM zwi-
schen 2000 und 2011?(Falls eruierbar, bitte jahrweise in absoluten Zahlen
angeben!)

Frage 2:

In NRW liegt die Aufklärungsquote bei Fahrraddiebstahl bei mageren acht
Prozent – das bedeutet, dass nur die wenigsten Bestohlenen ihr Fahrrad
wiedersehen. In München liegt die Aufklärungsquote lt. „Sicherheitsre-
port“ 2011 bei immerhin 33,9 Prozent; wie entwickelte sich die Aufklä-
rungsquote seit dem Jahr 2000?

Frage 3:

Während sich – laut „Sicherheitsbericht“ 2011 – die Zahl der Fahrraddieb-
stähle 2011 gegenüber 2010 relativ geringfügig um 2,4 Prozent erhöhte,
sank die Zahl der Tatverdächtigen im gleichen Zeitraum um 201 Personen
oder immerhin 20 Prozent. Inwieweit lässt sich aus dieser Divergenz auf
eine zunehmende Organisation des Fahrraddiebstahls in der LHM (organi-
sierte Banden, Osteuropa-Handel etc.) schließen? Immerhin waren 2011
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44,9 Prozent der tatverdächtigen Fahrraddiebe in München Nichtdeutsche.
Einen besonders schweren Fall von bandenmäßigem Fahrraddiebstahl –
mit drei rumänischen Tatverdächtigen – vermeldete der Münchner Polizei-
bericht etwa am 13.05.2012 (lfd. Nr. 858).

Antwort:

Die von Ihnen gestellten Fragen betreffen ausschließlich Angelegenheiten,
die in den Zuständigkeitsbereich des Polizeipräsidiums München fallen.
Mangels eigener Zuständigkeit des Kreisverwaltungsreferates kann eine
Beantwortung Ihrer Fragen nur durch das Polizeipräsidium München vorge-
nommen werden.
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Die Stadt und die Schwulen – Kosten und andere

Nebensächlichkeiten

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 4.7.2012

Antwort Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers:

In Ihrer Anfrage vom 04.07.2012 „Die Stadt und die Schwulen – Kosten und
andere Nebensächlichkeiten“ schreiben Sie: „Unter dem Motto „Fight for
global rights/Solidarität kennt keine Grenzen“ findet der schwul-lesbische
„Christopher Street Day“ heuer nicht nur für die Dauer eines Wochenen-
des, sondern als „pride week“ gleich eine ganze Woche statt. Die Veran-
stalter werben für zahlreiche Einzel-„Events“ an verschiedenen Örtlichkei-
ten im Stadtgebiet. Unter den Sponsoren und Partnern wird das städti-
sche Kulturreferat an erster Stelle aufgeführt, und selbstverständlich tritt
der Münchner Oberbürgermeister auch diesmal wieder als Schirmherr in
Erscheinung. Alles zusammen wirft weitergehende Fragen im Zusammen-
hang mit dem städtischen Engagement auf.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Welche Einzelaktivitäten im Rahmen des „Christopher Street Day“/„pride
week“ 2012 werden von der Stadt München – Kulturreferat und ggf. weite-
ren Referaten – mit städtischen Zuschüssen in jeweils welcher Höhe ge-
fördert? Wer sind die Zuschußnehmer im einzelnen?

Antwort:

Im Rahmen des Christopher Street Day/pride week 2012 wurde die Aus-
stellung „TransMen of the world & Untitled Pride“ vom Kulturreferat in
Höhe von 1.000 Euro unterstützt. Das Referat für Umwelt und Gesundheit
förderte diese Veranstaltung in einer Höhe von 1.625,83 Euro und die Koor-
dinierungsstelle für gleichgeschlechtliche Lebensweisen mit 800 Euro. Der
Zuschussnehmer war Transmann e.V..

Frage 2:

Welche Vereine, Initiativen etc. im LTB (= „Lesbian, Gay, Bisexual and
Transgender“)-Bereich werden von der Stadt München regulär bezuschußt
(bitte Zuschußnehmer und Höhe des jährlichen Zuschusses einzeln auffüh-
ren!)?
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Antwort:

Vom Kulturreferat wird die Münchner Aidshilfe e.V. für das Kulturprogramm
des Christopher Street Days auf dem Marienplatz jährlich mit einem Zu-
schuss in Höhe von 15.000 Euro gefördert. Der Verein Forum für Homose-
xualität München e. V. erhält einen jährlichen Zuschuss in Höhe von 28.000
Euro. Die Zuschüsse aus der Regelförderung an Sub e. V. und LeTRa e. V.
können der Zuschussnehmerdatei des Sozialreferats entnommen werden,
die dem Stadtrat zur Verfügung steht.

Frage 3:

Im zentralen Veranstaltungsplakat wenden sich die CSD-Veranstalter an
eine „lesbisch/schwul/bi/transgender“-Klientel – warum wurden Intersexu-
elle nicht berücksichtigt? Immerhin beschäftigte sich der Deutsche Ethik-
rat im Auftrag der Bundesregierung 2010 bis 2012 mit der Situation interse-
xueller Menschen und veröffentlichte dazu am 23.02.2012 eine Stellung-
nahme.

Antwort:

Wie die zahlreiche Teilnahme von ganz vielen Menschen am letzten CSD
zeigte, ging der Kreis der teilnehmenden Menschen weit über den les-
bisch/schwul/bi/transgender-Personenkreis hinaus und umfasste mit Si-
cherheit auch die Gruppe der inter- sowie die der heterosexuellen Münch-
ner Bevölkerung.
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München wird nicht Sitz des EU-Patentgerichts – warum nicht?

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) vom 5.7.2012

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 05.07.2012 stellen Sie die Frage, ob bzw. inwieweit
Herr Oberbürgermeister Ude oder die Stadtspitze sich für die Ansiedlung
des EU-Patentgerichts am Standort München eingesetzt haben. Trotz der
Unterstützung von Ex-Bundespräsident Wulff und dem Parlamentarischen
Staatssekretär im Bundesministerium der Justiz, Max Stadler (FDP), ha-
ben sich die EU-Staats- und Regierungschefs am 29.06.2012 für die An-
siedlung des EU-Patentgerichts in Paris entschieden.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Inwieweit und ggf. im Rahmen welcher Maßnahmen warb die Münchner
Stadtspitze/der Münchner Oberbürgermeister bei europäischen Institutio-
nen für München als Standort des neuen EU-Patentgerichts?

Antwort:

Im Vorfeld des Brüsseler Gipfels der Staats- und Regierungschefs der Eu-
ropäischen Union am 28. und 29. Juni 2012 haben Oberbürgermeister Chri-
stian Ude und Wirtschaftsreferent Dieter Reiter in einem persönlichen
Schreiben an alle 27 Staats- und Regierungschefs für die Ansiedlung der
Zentralkammer des einheitlichen Europäischen Patentgerichts in München
geworben.

Frage 2:

In welcher Weise und bei welchen Gelegenheiten setzte sich insbesondere
der Oberbürgermeister persönlich für München als Standort des EU-Pa-
tentgerichts ein, z. B. im Rahmen des Deutschen Städtetages?

Antwort:

Im Rahmen seiner repräsentativen Tätigkeit hat Herr Oberbürgermeister
Ude auf die Vorzüge des Patentstandorts München hingewiesen und für
die Ansiedlung der Zentralkammer des einheitlichen Europäischen Patent-
gerichts geworben. Der Deutsche Städtetag wurde – vor dem Hintergrund
des Einzelinteresses der Stadt München – nicht als Plattform für die Be-
werbung genutzt.
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Frage 3:

Wenn es keine Münchner Strategie zugunsten des Standorts München
gab: warum nicht?

Antwort:

Siehe Antworten zu Frage 1 und 2.



 
 

Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat 
 
  

 

 

Inhaltsverzeichnis 
Dienstag, 14. August 2012 

 

 
Die Stadt München informiert ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

über das ADAC-Pilotprojekt ‚Pendlernetz München’ 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Alexander Reissl und Irene Schmitt (SPD) 
 
Vibro – Seismikmessungen der SWM und Hausanschlusskanäle 

Anfrage Stadtrat Marian Offman (CSU) 
 
Große Bau- und Informationstafel am Stadion an der Grünwalder 

Straße 

Antrag Stadträte Marian Offman und Manuel Pretzl (CSU) 
 
Auswirkungen Fiskalpakt auf Kommunalhaushalt der LH München 

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
OB-Kandidat Reiters „Wunschliste“ jetzt in Angriff nehmen – Teil 1: 

Hochhausbaukonzepte gegen Wohnungsnot und Mietpreisexplosion 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
OB-Kandidat Reiters „Wunschliste“ jetzt in Angriff nehmen – Teil 2: 

Integrales Verkehrskonzept für Kraftfahrer, Radfahrer, Fußgänger  

und ÖPNV – gegen Stau, Fahrradunfälle, Lärm, Abgase und Fein-

staub 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
OB-Kandidat Reiters „Wunschliste“ jetzt in Angriff nehmen – Teil 3: 

Kita-Ausbau unbürokratisch voranbringen – München lebenswert  

für Familien machen 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
OB-Kandidat Reiters „Wunschliste“ jetzt in Angriff nehmen – Teil 4: 

Stadtplanung fit für das 21. Jahrhundert 

Antrag Stadtrats-Mitglieder Johann Altmann und Ursula Sabathil  
(Freie Wähler) 
 
Rückkehrhilfen für Sinti und Roma 

Anfrage Stadtrat Karl Richter (BIA) 

Impressum: Die presserechtliche Verantwortung für Anträge und Anfragen von Stadtratsmitgliedern der SPD trägt: Alexander Reissl; CSU: Josef 
Schmid; Bündnis 90/Die Grünen: Siegfried Benker; Rosa Liste: Thomas Niederbühl; FDP: Dr. Michael Mattar; Die Linke: Brigitte Wolf; ÖDP: 
Tobias Ruff; Freie Wähler: Johann Altmann; Bayernpartei: Richard Progl; BIA: Karl Richter.  
Alle: Rathaus, 80313 München; Druck: Stadtkanzlei   



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

14.08.2012

Die Stadt München informiert ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
über das ADAC-Pilotprojekt 'Pendlernetz München'

Antrag
Die Stadtverwaltung prüft, wie sie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Intranet auf das ADAC-
Projekt 'Pendlernetz München' aufmerksam machen kann. Dieses bundesweit vorbildliche Pilotprojekt 
soll Beschäftigte vor allem großer Firmen und Behörden animieren, Auto-Fahrgemeinschaften speziell 
im Ballungsraum München zu bilden. 
Begründung:
Fahrgemeinschaften und Mitfahrzentralen sparen Kosten und schonen die Umwelt. Ein spezielles 
Angebot für eine möglichst große Anzahl von Pendlern in einem Ballungsraum wie München könnte 
neue Gruppen von (Mit)Fahrer/innen erschließen, sofern die Vermittlung möglichst einfach, erfolgver-
sprechend und am Besten kostenlos ist. 
Das Internetgestützte Angebot funktioniert praktisch wie eine Mitfahrzentrale, ist aber kostenlos und 
nicht an eine Mitgliedschaft gebunden. Auch für die Landeshauptstadt München entstehen keine 
Kosten.
Der ADAC plant ein solches 'Pendlernetz München' für 2013.
Die Teilnahme eines großen Arbeitgebers wie der Landeshauptstadt München hätte Vorbildcharakter 
für viele andere Unternehmen und könnte eine Initialzündung für den Erfolg des Pilotprojekts sein. Je 
mehr Firmen und Beschäftigte von Anbeginn mitmachen, desto schneller steigt die Zahl der mögli-
chen (Mit)Fahrer/innen und Routen, was wiederum viele neue Teilnehmer/innen motiviert, sich auf 
ähnlichen Arbeitswegen regelmäßig zusammenzutun.

gez. gez.
Alexander Reissl Irene Schmitt
Stadtrat Stadträtin

Alexander Reissl
Irene Schmitt
Stadtratsmitglieder
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Vibro - Seismikmessungen der SWM und Hausanschlusskanäle

Im annähernd halben südlich gelegenen Stadtgebiet Münchens werden derzeit  von den
Stadtwerken Vibro - Seismikmessungen durchgeführt. Mit diesen Messungen soll heraus-
gefunden werden, an welcher Stelle für die Geothermie im tiefen Untergrund heißes Was-
ser gefunden werden kann. Große Radlader halten alle 40 m. Sie sind mit Rüttelplatten
ausgestattet, welche auf den Boden aufgesetzt werden und dann extrem stark vibrieren.
Die Vibrationen sind so stark, dass die Schwingungen 2-3 km tief in die Erde reichen. Nach
Mitteilung von Wohnungseigentümern waren die Schwingungen so stark, dass durch die
Erschütterungen das Gebäude regelrecht �zitterte�. 

Im Bereich der Seismikmessungen auf der Straße befinden sich in einigen Meter Tiefe die
Hausanschlusskanäle. Diese müssen bis 2015 von den Hauseigentümern auf deren Kosten
auf Dichtigkeit hin überprüft werden. In diesem Zusammenhang besteht Grund zur Annah-
me, dass die starken Schwingungen der Seismikmessungen die Hausanschlusskanäle be-
schädigen könnten.  Würde dieses zutreffen, so stellt sich die Frage nach der Haftung der
SWM für die mögliche Beschädigung der Hausanschlusskanäle. Die Stadtwerke geben vor,
dass durch begleitende Erschütterungsmessungen an benachbarten  Häusern  nach DIN
4150 sichergestellt würde, dass nicht �zu stark vibriert wird�. 

Da die Messungen bereits in vollem Gange sind, wäre eine sehr zeitnahe Beantwortung
dieser Anfragen angezeigt. Mit dieser Anfrage wird die Befürwortung der Geothermie nicht
im Zweifel gezogen.

Ich frage daher Oberbürgermeister Christian Ude:

1. Stellt DIN - Norm 4150 sicher, dass durch die Schwingungen der Seismikmessun-
gen die Hausanschlusskanäle nicht beschädigt werden? In diesem Zusammenhang
wird die schriftliche Vorlage zu dieser Norm erbeten.

2. Wurden vor Beginn der Messungen Tests mit der Fragestellung durchgeführt, ob ge-
nerell Hausanschlusskanäle Seismikmessungen unbeschadet überstehen? Welche
Auswirkungen können die Messungen auf das gesamte Kanalsystem der Stadt ha-
ben?

3. Die Messungen werden in der Landeshauptstadt weitflächig - annähernd im halben
Stadtgebiet -  durchgeführt. Kann angesichts der offenen Fragestellungen die Ter-
minsetzung für die Überprüfung der Hausanschlusskanäle bis 2015 aufrecht erhal-
ten bleiben?

Marian Offman, Stadtrat

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat  Marian Offman

Anfrage
14.08.12



___________________________________________________________

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München 

Große Bau- und Informationstafel am Stadion an der Grünwalder Straße 

Am Stadion an der Grünwalder Straße ist eine gut sichtbare Bau � und Informationstafel
zu installieren. Darauf sind die weitere Nutzung des Stadions und Art  und Umfang der
Baumaßnahmen  darzustellen.  Zudem  ist  im  Internetauftritt  der  Stadt  eine  Seite  mit
Geschichte und Zukunft des Stadions einzurichten. Auf der Informationstafel finden sich
Adresse und Zugang zu dieser Internetseite.

Begründung:
Der Stadtrat hat über die Zukunft des Stadions an der Grünwalder Straße entschieden. In-
folge umfangreicher Umbaumaßnahmen soll das Stadion bis 2013 sportlich nutzbar sein.
Von außen hat es den Anschein, als ob die Baustelle vor sich hin dümpeln würde. Deshalb
werden von Bürgerinnen und Bürgern immer wieder Fragen über die Zukunft des Stadions
an uns gerichtet. Da dieses Stadion durchaus Kultcharakter hat und dessen Zukunft in der
Öffentlichkeit lange und sehr kontrovers diskutiert wurde, sollte die Verwaltung gerade zu
diesem Projekt eine bessere Informationspolitik durchführen.

Marian Offman, Stadtrat                  Manuel Pretzl, Stadtrat

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 
Tel. 233-92650, Fax: 291 37 65, csu-fraktion@muenchen.de, www.csu-rathaus-muenchen.de

Stadtrat  Marian Offman
Stadtrat Manuel Pretzl
Antrag
14.08.12



A N F R A G E

Auswirkungen Fiskalpakt auf Kommunalhaushalt der LH München

In seinem aktuellen Infobrief 8/2012 warnt der Bayerische Städtetag klar vor möglichen 
negativen Auswirkungen des Fiskalpakts. Nürnbergs OB Maly: „Die Kommunen werden die 
Auswirkungen des Fiskalpakts zu spüren bekommen. Während die deutsche Schuldenbremse 
auf Land und Bund wirkt, sind die Kommunen beim Fiskalpakt bei der Berechnung des 
gesamtstaatlichen Defizits mit einbezogen. Die Handlungsspielräume von Bund, Ländern und 
Kommunen werden enger. Wenn der Fiskalpakt dem bayerischen Finanzminister 
Daumenschrauben ansetzt, ist schon jetzt absehbar, dass künftige Verhandlungen um den 
kommunalen Finanzausgleich in Bayern schwieriger werden“. Nachdem es bereits Vorstöße des 
Bayerischen Finanzministers Söder gab, München beim kommunalen Finanzausgleich im 
Vergleich zu anderen bayerischen Kommunen zu benachteiligen, ist vermutlich erst recht, wenn 
der Fiskalpakt auf Bundesebene eingeführt werden sollte, damit zu rechnen, dass besonders 
München dessen Auswirkungen zu spüren bekommt.

Daher fragen wir den Herrn Oberbürgermeister:

 1. Inwieweit ist tatsächlich davon auszugehen, dass auch das kommunale Defizit bei der 
Berechnung der Verschuldungsquote im Fiskalpakt einbezogen wird?

 2. Wie groß wird dann voraussichtlich der Anteil Münchens sein, der eingespart werden 
muss, um die Vorgaben des Fiskalpakts zu erfüllen?

 3. Wo sieht die LH München dementsprechend Ansätze für substantielle Einsparungen 
bei den kommunalen Ausgaben?

 4. In welcher Höhe könnten ggf. Strafzahlungen auch auf die LH München zukommen, 
sollte die Bundesrepublik insgesamt die Stabilitätskriterien verfehlen?

gez. 

Johann Altmann Ursula Sabathil
e.a. Stadtrat e.a. Stadträtin

FREIE WÄHLER im Stadtrat der Landeshauptstadt München
80331 München ● Rathaus, Marienplatz 8 Büro: Zimmer 173

+49 (0) 89 / 233 – 207 66 ● +49 (0) 89 / 233 – 207 70 buero@fw-muenchen-stadtrat.de

FREIE WÄHLER – Rathaus, Marienplatz 8 – 80331 München

An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Johann Altmann
Ursula Sabathil

Telefon: +49 (0) 89 / 233 – 207 66
Fax: +49 (0) 89 / 233 – 207 70

E-Mail: johann.altmann@muenchen.de
ursula.sabathil@muenchen.de

E-Mail
Stadtratsbüro: buero@fw-muenchen-stadtrat.de

München, 13. August 2012
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
Marienplatz 8
80331 München

Anfrage
14.08.2012

Rückkehrhilfen für Sinti und Roma

Um den „Migrationsdruck“ abzumildern, der in Rumänien und Bulgarien auf
Angehörigen der Sinti- und Roma-Volksgruppe laste, plant die Caritas einem Bericht
der „Süddeutschen Zeitung“ (http://www.sueddeutsche.de/muenchen/einwanderer-
aus-rumaenien-und-bulgarien-wenn-die-armut-sichtbar-wird-1.1438577) zufolge ein
Projekt, in dessen Rahmen „kleinräumige Hilfsangebote“ in den Herkunftsräumen der
Zigeuner entwickelt und etabliert werden sollen. Bislang sei bei den geschätzten
„1000 bis 2000“ Roma in München „kaum Bereitschaft zur Rückkehr in ihr
Heimatland“ erkennbar, heißt es bei der Caritas. Zudem „werde sich die Migration
noch beschleunigen, wenn 2014 die letzten Beschränkungen bei der Freizügigkeit für
Arbeitnehmer fallen“. An dem Caritas-Projekt sollen sich außerdem der Katholische
Männerfürsorgeverein (KMFV) und die „Malteser Migranten Medizin“ (MMM)
beteiligen. Eine erste „Recherchereise“ nach Bulgarien ist für September in Aussicht
genommen. – Es stellen sich Fragen.

Ich frage den Oberbürgermeister:

1. Inwieweit bzw. in welchem Umfang leistet unabhängig von der Caritas-Initiative
bereits jetzt das städtische „Coming home“-Projekt Hilfestellung für rückkehrwillige
Angehörige der Sinti- und Roma-Volksgruppe aus Rumänien und Bulgarien? Immerhin
weist der aktuelle Projektbericht für den Förderzeitraum 2008 bis 2010 323
ausgereiste Personen nach Südosteuropa aus (ohne nähere Angaben zu machen;
Quelle: http://www.bamf.de/SharedDocs/MILo-
DB/DE/Rueckkehrfoerderung/Rueckkehrberatung/AllgInformationen/i-coming-home-
projektbericht-2011-download.pdf?__blob=publicationFile).

2. Inwieweit wurde die Stadt von der Caritas wegen einer eventuellen Hilfestellung für
ihr Projekt kontaktiert? Mit welchem Ergebnis?

Karl Richter, Stadtrat

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München, E-Mail: karl.richter@web.de l www.auslaenderstopp-muenchen.de
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